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Die Position der AfD zur Rolle der Frau in der Gesellschaft hat nicht nur Ähnlichkeit mit den
Programmen anderer konservativer Kräfte, sondern weist darüber hinaus unverkennbare Parallelen
zur Haltung der Nationalsozialisten auf. Insbesondere seit der Spaltung der Partei 2015 treten
sowohl ihre reaktionären wie auch rassistischen Positionen deutlicher hervor.

Reaktionäre Politik zur Festigung von Unterdrückung

Besonders entschieden spricht sich die AfD gegen das sogenannte „Gender Mainstreaming“ aus,
welches zum Ziel hat, bei gesellschaftspolitischen Entscheidungen die unterschiedlichen
Lebenssituationen und Interessen von Frauen und Männern gleichermaßen zu berücksichtigen, um
auf diese Weise die Gleichstellung der Geschlechter durchzusetzen. Die AfD erhebt den Vorwurf,
dass dieses Vorgehen auf eine nicht erwünschte „Aufhebung der Geschlechteridentitäten zielt“ (1).
Die Kritik richtet sich dabei vornehmlich gegen SPD und Grüne, die während ihrer Regierungszeit
eine „ideologisch gesteuerte Verzerrung der Geschlechterrollen“ betrieben und damit ihre
Kompetenzen deutlich überschritten hätten, da staatliche Eingriffe in diesen Bereichen zu
unterlassen seien. Die Ablehnung der als bedrohlich eingestuften „Gender-Ideologie“ beweist, dass
es der AfD mit ihrer angestrebten Politik keineswegs um eine tatsächliche Gleichberechtigung aller
Menschen geht, weder von Mann und Frau geschweige denn von Personen, die sich nicht in diese
Dichotomie einordnen können oder wollen. Ganz im Gegenteil vertritt die AfD eine Auffassung,
wonach Frauen eine „natürliche Rolle“ ihrem „Wesen“ gemäß zugeschrieben werden kann. Frauen
haben demnach andersartige Fähigkeiten als Männer. Diese Gemeinsamkeit mit dem Gedankengut
der Nationalsozialisten formuliert die Partei in ihrem Programm wie folgt: „Die AfD strebt die
Gleichberechtigung der Geschlechter unter Anerkennung ihrer unterschiedlichen Identitäten,
sozialen Rollen und Lebenssituationen an.“ (2) Dieses reaktionäre Frauenbild reproduziert die
vermeintlich „unterschiedlichen Identitäten“ der Geschlechter und weist emanzipatorische
Bestrebungen der Frau in ihre „natürlichen“ Schranken. Väter, die sich an Haushaltsführung oder
Kindererziehung beteiligen, und das vielleicht sogar gerne, kommen in der gartenzwerg-behüteten
AfD-Welt nicht vor. Das einzig „progressive“ Element der Frauenversteher in der AfD ist das
Zugeständnis, dass Frauen nicht mehr ausschließlich auf ihre Rolle als Mutter reduziert werden,
gibt es doch mittlerweile auch viele bewusst Kinderlose. Daher beschränkt sich der weibliche
Wirkungskreis nicht auf „Kinder, Küche, Kirche“. Mindestens genauso wichtig ist nun die
Vereinbarkeit dieser „genuinen Pflichten“ einer Frau mit ihrer Rolle in der Arbeitswelt – die
„Karriere“ kommt also noch hinzu. Die Frau dient somit als Stütze sowohl ihres Mannes als auch der
Gesellschaft, da sie in der Familie unbezahlte und in der Arbeitswelt häufig prekäre und schlecht
bezahlte Tätigkeiten verrichtet, die den Kapitalismus und die bürgerliche Gesellschaft
aufrechterhalten. Auch hier findet sich eine weitere Parallele zur Politik der Nationalsozialisten, war
diesen doch jede Frau recht, wenn es um lohngünstige Kriegsproduktion ging und männliche
Arbeiter rar wurden.

Ginge es nach den familienpolitischen „Vordenkern“ der AfD, sollte jede – wohlgemerkt deutsche
und gut ausgebildete – Frau (mindestens) drei Kinder haben. Dieses Ideal der „Drei-Kinder-Familie“
klammert wie selbstverständlich homosexuelle Paare aus und erhebt die heterosexuelle Ehe zum
Leitbild. Als Begründung für diesen Appell an den Fortpflanzungswillen deutscher Frauen führt die
AfD in ihrer Argumentation die leeren Sozialkassen ins Feld, die auf diese Weise stabilisiert werden
sollen. Der in die Jahre gekommene Begriff des „Generationenvertrages“ wird dabei von der Partei
bemüht, um ihre Fokussierung auf die Zukunftsgestaltung Deutschlands und somit eine Politik zu

https://arbeiterinnenmacht.de/2018/02/01/kinder-kueche-kirche-plus-karriere/


legitimieren, die scheinbar an langfristigen Zielen orientiert ist. Dies drückt sich auch in der
Forderung nach stärkerer Berücksichtigung von Kindern bei der Rentenberechnung aus (3).
Gleichzeitig lehnt die AfD, wie mittlerweile durchaus auch von konservativ-wirtschaftsnahen Kreisen
der Unionsparteien gefordert, Zuwanderung zum Zweck der Stabilisierung der „sozialen
Sicherungssysteme“ entschieden ab.

Exklusion von LGBTIA-Menschen

Auch im Hinblick auf die Rechte von LGBTIA-Menschen ist das Programm der AfD von einer Politik
der Exklusion gekennzeichnet. Zu diesem Ergebnis kommt auch eine Analyse der Rosa-Luxemburg-
Stiftung aus dem Jahr 2014. LGBTIA-Menschen kommen wenn, dann nur in stereotypisierter und
negativer Weise im Programm der AfD vor und sind als Minderheiten den Angriffen der Partei
ausgesetzt. Der Themenbereich Sexualität wird ideologisch sowie moralisch aufgeladen, während
die AfD gleichsam vor „ideologischer Umerziehung“ von Kindern warnt. Verschwörungstheoretisch
tritt sie dabei dem sogenannten Bildungsplan in Baden-Württemberg entgegen: „In dem Falle wird
davon ausgegangen, dass ein systematisches ,Umerziehungsprogramm‘ ins Werk gesetzt worden sei,
wo es in Wirklichkeit um die weithin akzeptierte Selbstverständlichkeit geht, vielfältigen
geschlechtlichen und sexuellen Identitäten Akzeptanz zu verschaffen.“ (4) Die Analyse der Rosa-
Luxemburg-Stiftung verdeutlicht, dass die Diskriminierung von LGBTIA-Menschen aus Sicht der AfD
legitim ist, da für diese Gruppe(n) Rechte abgeleitet würden, die das Grundgesetz lediglich für Ehe
und Familie vorsieht (5). Auch einer „Sexualisierung der Gesellschaft“ (6) soll Einhalt geboten
werden, wobei man sich bei allgegenwärtiger sexistischer Werbung durchaus die Frage stellt,
inwiefern diese nicht bereits an der Tagesordnung ist.

Rassenideologie/Bildungsrassismus

Auch gegen AusländerInnen und Geflüchtete geht die Partei seit ihrer Abspaltung von den „Euro-
Skeptikern“ 2015, wie bereits erwähnt, offensiver vor. Passenderweise wünscht sich die AfD deshalb
eine Vermehrung des (deutschen) Volkes, geht jedoch sogar einen Schritt weiter als die
nationalsozialistische Rassenideologie. Vorrangig gut ausgebildete Frauen bzw. Paare sollen für den
deutschen Nachwuchs sorgen, wohingegen eine „unkontrollierte Vermehrung“ von Arbeitslosen
oder MigrantInnen abgelehnt wird. Familien der bürgerlichen Elite und akademischen Mittelschicht
sollen Kinder bekommen, da die AfD von einer „natürlichen Begabung“ der Menschen ausgeht, die
sich von den gebildeten Eltern auf ihre Kinder überträgt, im Falle der „nichtsnutzigen Schmarotzer“
eben nicht. Diese Haltung ist Bildungsrassismus in widerwärtigster Form, der die bestehende
Chancenungleichheit nicht nur leugnet, sondern zugunsten einer vermeintlich evolutionären
Vorbestimmung sogar begrüßt.

Abtreibung

Eine ebenso konservative wie moralisierende Auffassung lässt sich in der Position der
Jugendorganisation Junge Alternative (JA) zum Thema Abtreibung finden. Die JA spricht sich für den
Schutz ungeborenen Lebens aus und behauptet, die aktuelle Rechtslage berücksichtige
ausschließlich den Willen der Mutter. Dies ist zum einen nicht korrekt, da in Deutschland
Schwangerschaftsabbrüche weiterhin illegal, wenn auch nach verpflichtender Beratung straffrei,
bleiben. Zum anderen zäumt die AfD-Jugend mit der Forderung nach „Abtreibung nur bei triftigen
Gründen“ (7) das Pferd von hinten auf: Eine kindgerechte und familienfreundlichere Gesellschaft
kann keinesfalls durch staatliche Verbote und Eingriffe in die Entscheidungsfreiheit von Frauen
geschaffen werden. Im Gegenteil, erst die Abschaffung bestehender Unterdrückungs- und
Ausbeutungsverhältnisse, die wesentlicher Bestandteil des kapitalistischen Systems und
bürgerlichen Staates sind, eröffnet Frauen (und auch Männern) die Möglichkeit einer



Familienplanung frei von materiellen Abwägungen. Die fehlerhafte Denkweise der JA äußert sich
auch in folgender Forderung: „In jedem Fall muss der Staat das materielle und seelische
Wohlbefinden von Schwangeren, bei denen ein Schwangerschaftsabbruch droht, sicherstellen und
dazu ermuntern, die Schwangerschaft fortzusetzen.“ (8) Dadurch wird die Doppelmoral
konservativer Argumentation, die auf Moral und Menschenwürde basiert, offenkundig: Während
einer Schwangerschaft gilt das ungeborene Leben als ultimativ schützenswert und wird über die
Belange der Mutter gestellt, nach Geburt des Kindes ist die Frau jedoch auf sich allein gestellt und
kann sehen, wo sie und das Kind bleiben. Das herangewachsene Kind darf später dann den „Schutz
des Lebens“ in Kriegen des deutschen Imperialismus an der Front am eigenen Leib erfahren.
Passend dazu stellt die AfD „Elternverantwortung für den Werdegang ihrer Kinder“ (9) in den
Vordergrund ihrer Familienpolitik. Die Forderung danach, dass „jede Mutter Anspruch auf den
Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft“ (10) haben soll, ändert noch lange nichts an der Realität
und ist verkürzt auf rein materielle Hilfeleistungen. Genau an dieser Stelle wird die
familienpolitische Position der AfD zur Klassenfrage: Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist
aktuell insbesondere für prekär Beschäftigte nicht gegeben, während sich gut situierte
„Idealfamilien“ aus (zumeist) männlichem Alleinverdiener und liebender Hausfrau und Mutter
darüber weniger Gedanken machen müssen. Und auch für Paare mit mittleren Einkommen sind die
vorhandenen Betreuungsangebote durch – wenn auch unzureichende – finanzielle Unterstützung des
Staates zumindest erschwinglich. Doch allein durch weiteren Kita-Ausbau oder finanzielle Anreize
lässt sich keine Geschlechtergleichheit erzeugen. Insofern bringt es die Programmatik der AfD auf
den Punkt, wenn sie zugesteht: „Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der
Eltern und die zuförderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche
Gemeinschaft.“(11) Da es elterliche Pflicht ist und bleiben soll, sich um die eigenen Kinder zu
kümmern, wird das propagierte Idealbild einer intakten Kernfamilie aus Vater, Mutter, Kindern
gestärkt und reproduziert.

Keimzelle

Eine solche Darstellung der Familie als „Keimzelle der Gesellschaft“ ist jedoch kein
Alleinstellungsmerkmal der AfD. Ähnliche Formulierungen finden sich auch bei der Union zuhauf.
Die dargestellte Haltung der JA zum Thema Abtreibung offenbart allerdings, worum es der Partei
und ihrer Jugend in Wirklichkeit geht: die Familie als Ort unbezahlter Reproduktionsarbeit, in Form
von Kindererziehung und Altenpflege. Diese Sichtweise versperrt sich gegen den
gesamtgesellschaftlichen Auftrag, sich um derartige Arbeiten zu kümmern. Aus einer
fortschrittlichen sozialistischen Perspektive kann also nur die Vergesellschaftung dieser unbezahlten
Erziehungs- und Pflegearbeit die Antwort sein. Dies bezieht explizit die Männer bzw. Väter sowie die
Gesellschaft als Ganzes mit ein, da es sich bei Erziehung, Pflege und sonstiger Reproduktionsarbeit
wie Kochen und Waschen um gemeinschaftliche Aufgaben handelt. Ausgerechnet die Einbettung
dieser Arbeiten in die private Sphäre kann zu Isolation und Konflikten führen. Die Kernfamilie, die
auch die AfD nicht müde wird als Ideal zu verklären, ist somit nicht automatisch ein Hort von Liebe
und Glückseligkeit. Im Gegenteil, in dieser gewissermaßen sakrosankten Institution ist die
Unterdrückung der Schwächeren um ein Vielfaches erleichtert. Körperliche, psychische und sexuelle
Gewalt werden innerhalb der Familie abgeschottet von der gesellschaftlichen Wahrnehmung
ermöglicht. Durch materielle Abhängigkeit beispielsweise der Frau von ihrem Mann ist ein
Durchbrechen dieses Mechanismus nicht ohne weiteres möglich, dazu kommen Scham und
Tabuisierung. Die idealisierte Familie wird auf diese Weise häufig zur „Keimzelle“ von Gewalt und
Unterdrückung.

Refugee-Thematik

Die moralische Heuchelei der AfD im Hinblick auf eine kinder- und elternfreundliche Gesellschaft



tritt auch bei der Refugee-Thematik offen zutage. Die jüngste Debatte offenbart auf erschreckende
Weise die menschenverachtende Position der AfD-Parteiführung. Petry und von Storch, zentrale
Führungsfiguren der Partei, stehen ihren männlichen Kollegen in nichts nach, wenn sie nach mehr
„Law and Order“ rufen und sich für die Option eines Schießbefehls an deutschen Grenzen
aussprechen. Hier wird auf zynische Art überdeutlich, dass es der AfD nicht um „Frauen“ und
„Kinder“ im Allgemeinen oder ein „kinderfreundliches Deutschland“ im Speziellen geht, sondern bei
allen Forderungen der AfD deutsche Frauen und deutsche Kinder gemeint sind. Trotz mehrfacher,
hilfloser Distanzierungsversuche kann diese Position der AfD-Führung als stellvertretend für die
gesamte Politik der Partei betrachtet werden. Die Standortsicherung Deutschlands als
Wirtschaftswunderland innerhalb der EU und damit verbundene neoliberale Reformen stehen an
vorderster Stelle, während soziale Programme, wenn überhaupt, nur für BürgerInnen mit deutschem
Pass Verbesserungen bringen sollen. Alle anderen, die sich nicht auf deutsche Abstammung oder
wirtschaftlich verwertbare Ausbildung berufen können, sollen doch bitte woanders als im gelobten
Deutschland ihr Glück suchen, geht es nach der AfD.

Neoliberale Politik

Insofern wird mehr als deutlich, dass die AfD eine neoliberale Politik für das gehobene
Kleinbürgertum vertritt, die jedoch den Interessen der Mehrzahl der Lohnabhängigen zuwiderläuft.
Das damit verbundene Heilsversprechen zur Stabilisierung der Sozialsysteme wird sich ebenso als
Illusion erweisen wie die Prognose, wonach durch die Programmatik der AfD prekäre Beschäftigung
für AkademikerInnen wegfallen wird, im Gegenteil. Auch bei der Politik, für die die AfD steht, erfolgt
weiterhin ungebremst eine Umverteilung von unten nach oben.

Die Idee, wonach Deutschland durch gesetzgeberische Maßnahmen „kinder- und
familienfreundlicher“ (12) werden könne, muss aus marxistischer Sicht ebenso abgelehnt werden
wie das ausschließliche Vertrauen auf das bereits beschriebene „Gender Mainstreaming“. Es ist
nichts anderes als eine Illusion, Geschlechterrollen und Gleichstellung von Frauen und Männern auf
bürokratische Weise herstellen zu wollen. Der bürgerliche Staatsapparat greift auf gesetzliche
Regelungen und Verordnungen zurück, wodurch er die Frauenfrage allerdings nicht lösen wird,
solange kein wirklicher Abbau von sexueller Unterdrückung und ökonomischer Ausbeutung
geschieht. Daher ist eine materielle Einebnung von Geschlechtsunterschieden notwendig. Ebenso
kann aus marxistischer Perspektive nur durch Vergesellschaftung häuslicher Tätigkeiten zu einer
offenen, kinderfreundlichen Gemeinschaft beigetragen werden.

Die Antwort auf die geschilderten Hirngespinste reaktionärer Kräfte, die durchaus alles andere sind
als ein Haufen verirrter Spinner, liegt nicht in individuellen, „emanzipierten Lebensentwürfen“, die
einer solchen Politik entgegengehalten werden. Vielmehr bedarf es einer proletarischen
Frauenbewegung, die organisiert und entschieden für Frauenbefreiung, für die Überwindung der
patriarchalen bürgerlichen Gesellschaft und gegen das kapitalistische Wirtschaftssystem eintritt.
Nur durch die Befreiung der Frauen kann die ArbeiterInnenklasse als Ganze ihre Interessen
verwirklichen, nur durch den Sozialismus können Gleichberechtigung von Frauen und LGBTIA-
Menschen erreicht und Unterdrückung überwunden werden!
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